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Zusammenfassung

Die Zugangsregeln eines Gesundheitssystems 
sind eines der Kriterien für die Beurteilung und 
den Vergleich der Qualität der Versorgung. Mehr-
klassenmedizin impliziert Unterschiede zumin-
dest im Bereich des Zugangs zu Leistungen. 

Ob diese Differenzierung eine systemimmanent 
korrekte Regelung, Ausdruck eines qualitativen 
Mangels oder eines Missbrauchs mit Eigenschaften, 
wie sie im Bereich der Korruption zu finden sind, 
darstellt, hängt davon ab, welche Leitprinzipien 
für die Gestaltung eines Gesundheitssystems ge-
sellschaftlich festgelegt werden. Das Gesundheits-
system kann als Teil des Wirtschaftssystems eines 
Landes verstanden werden oder als soziales Ge-
meingut basierend auf gesellschaftlicher Solidarität 
und als staatliche Aufgabe. Dementsprechend wird 
Mehrklassenmedizin unterschiedlich bewertet. Es 
wird versucht das Spannungsfeld zwischen diesen 
beiden Sichtweisen darzustellen und beispielhaft 
einige der möglichen Argumente abzuwägen.

Schlüsselwörter: Gesundheitssystem, soziale 
Gemeingüter, Sozialdienstleistungen von 
allgemeinem Interesse, freier Marktmechanis-
mus

Abstract

Access to healthcare is one of the criteria for 
assessing and comparing the quality of care across 
countries. A healthcare system that is multi-tiered 
implies a differentiation in the access to such ser-
vices. Whether such differentiation represents a 
systematically correct regulation, or is a sign of in-
sufficient quality, or represents a kind of abuse (with 
characteristics such as those found in the area of cor-
ruption) depends on the guiding principles used to 
design and establish a given society’s  health system. 
A healthcare system can be seen as either a sector of 
a country’s economic system or as part of the social 
commons – i.e., Social Services of General Interest 
(SSGIs) – and thus as a task of the state. Accordingly, 
multi-tiered healthcare can be assessed differently. 
This article considers the tension between these two 
different views and discusses some of the possible 
arguments with examples.
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1. Das Gesundheitssystem

Krankheit und Gesundheit sind elementare Be-
standteile des menschlichen Lebens. Jeder Mensch 
wird mit diesen Fragen zwischen Geburt und Tod 
konfrontiert. Daher muss auch jede Gesellschaft 
für diesen Bereich Regeln vorsehen.

Vereinfacht und eingeschränkt auf hier we-
sentliche Aspekte werden diese Regelungen als die 
in einem Staat oder einer Gemeinschaft geltenden 
Gesetze ausgeprägt. Das Alltagsgeschehen wird 
zusätzlich von dem gemeinsamen Verständnis der 
Betroffenen oder von der Einstellung und den Mo-
tivationen der situativ „Mächtigen“ bestimmt. Die 
Durchsetzung wird durch Kontrollen und allenfalls 
Strafbestimmungen auf einer generellen Ebene 
oder durch rechtsstaatliche Mechanismen im Ein-
zelfall ermöglicht.

Welchen Mechanismen dabei der Vorzug gege-
ben werden soll, hängt stark davon ab, wie das Ge-
sundheitssystem verstanden und im gesellschaft-
lichen Kontext eingeordnet wird.

2. Das Gesundheitssystem als (freier) Markt

In den letzten Jahrzehnten wurde als ein zen-
trales Gestaltungsprinzip der westlichen Gesell-
schaft die liberale Marktwirtschaft als für alle 
Bereiche anwendbar propagiert. Als Folge des 
„kalten Krieges“ wurde dieses Wirtschaftssystem 
als den „sozialistischen“ Systemen überlegen 
dargestellt. Ein wesentlicher Parameter der Be-
urteilung waren dabei die „Wachstumsgeschwin-
digkeit“ und der individuell erreichbare Wohl-
stand.

Wertvolle Inhalte und Voraussetzungen stellen 
dabei auch die Ausgestaltung der Individuellen 
Rechte – als Menschenrechte oder Grundrechte be-
zeichnet – dar. Die Betonung des Individualismus 
stellt nach den Erlebnissen von totalitären Regi-
men einen wichtigen Kontrapunkt dar, von dem er-
wartet wird, dass damit zukünftig Entwicklungen 
einer Gleichschaltung von Gesellschaften mit „Ob-
rigkeits-“ oder „Führer-Gläubigkeit“ verhindert 
werden können.

Ein Verständnis dieser freien Marktwirtschaft 
bedeutet auch, dass jedes Individuum vor allem den 
Eigennutzen fördern soll (oder will). Dieser Homo 
oeconomicus trifft daher – theoretisch – in Umset-
zung seiner Grundrechte alle Entscheidungen nur 
zur Steigerung des eigenen Nutzens. Weitere Ele-
mente, welche mit dem Begriff Markt verbunden 
werden, sind Konkurrenz und Wachstum. Wohlbe-
finden und Zufriedenheit oder Erfolg werden daran 
gemessen, dass „Andere“ schlechter sind, verdrängt 
werden – zusammengefasst „verlieren“.

Diese Inhalte wurden als wesentliche Unter-
schiede und Gegensätze zu „marxistischen“ oder 
„sozialistischen“, besonders aber kommunis-
tischen Staaten des ehemaligen Ostblocks betont. 
Durch die argumentative Rückführung auf die 
Menschenrechte und die Herausstellung von Feh-
lern „staatlicher“ Institutionen wurde erreicht, 
dass diese Rahmenbedingungen für alle Lebens-
bereiche als anwendbar und geeignet dargestellt 
und zum Teil auch akzeptiert wurden. Diese ein-
seitige Darstellung führt auch zur Forderung „we-
niger Staat – mehr privat“.

In der Folge wird dargestellt, welche Auswir-
kungen die Betonung dieser Prinzipien für das Ge-
sundheitssystem zeitigen. Dabei ist zu beachten, 
dass Folgen nicht nur positiv oder negativ bewertet 
werden können, da erst die Überspitzung in der 
Umsetzung grundsätzlich Vernünftiges ins Gegen-
teil verkehren kann.

Rollenverständnis von Gesundheitsdienstlei-

stern und Konsumenten

Im Sinne der individuellen Optimierung sind 
unter anderen folgende Verhaltensweisen von ver-
schiedenen Gruppen zu erwarten und als „richtig“ 
zu bewerten. In der Beschreibung werden dabei 
eingeschränkt nur einige exemplarische Verhal-
tensweisen von Ärzten/innen, Krankenanstalten 
und Patienten (Versicherten) dargestellt. Die Aus-
wirkungen sind auch in anderen Bereichen, wie 
der pharmazeutischen Industrie, den Herstellern 
von Medizinprodukten, dem Handel mit diesen 
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Erzeugnissen und natürlich allen anderen Ge-
sundheitsberufen oder Organisationen, welche 
Leistungen in diesem Bereich erbringen, festzu-
stellen.

Niedergelassene Ärzte/-innen haben vor allem 
die Aufgaben der Unternehmensleitung wahr-
zunehmen. Werbung, Kostenminimierung und 
Wachstum sind dabei wesentliche Zielsetzungen. 
Spezialisierung und Optimierung der Leistungser-
bringung können dazu beitragen.

Diese Sichtweise trifft auch auf Krankenan-
stalten zu. Dabei kommt dem Personalmanage-
ment und dem Betrieb der Einrichtung besondere 
Bedeutung zu.

Patienten werden je nach Form der Organisa-
tion des Gesundheitssystems entweder nur die 
Leistungen nachfragen, welche unverzichtbar 
sind, oder in staatlichen Gesundheitssystemen 
oder bei Vorliegen eines Versicherungsschutzes 

Leistungen so umfassend in Anspruch nehmen, 
wie es „wirtschaftlich“ erscheint. 

Die Ausformung der Gesundheitsversorgung 
würde sich in solch einem System regional höchst 
unterschiedlich gestalten. Eine einheitliche Min-
dest-Qualität der Versorgung kann dabei nicht er-
reicht werden.

3. Gesundheitssystem als Gemeingut

Als Gegenpol zur liberalen Marktwirtschaft 
wurde die Gemeingüterwirtschaft beschrieben. Die 
Notwendigkeit einer Beschränkung der Marktfrei-
heiten zeigte sich zuerst im Bereich der natürlichen 
Lebensgrundlagen. Wasser, agrarische Produkti-
onsflächen, Fischgründe konnten nur dann nach-
haltig genutzt und bewirtschaftet werden, wenn 
individuelle Nutzung entsprechend beschränkt 
wurde. Auch Bewässerungssysteme oder Hoch-
wasserschutzbauten konnten nur durch gemein-

Abb. 1: Conceptual framework: SGI, SGEI, SSGI, SHSGI (Laurent Ghékière, with minor terminological adaptations by the authors).



198 Imago Hominis · Band 27 · Heft 3

sam organisierte und vereinbarte Anstrengungen 
geschaffen und erhalten werden. Im Jahr 2009 er-
hielt Elinor Ostrom als erste Frau den Nobelpreis in 
Wirtschaftswissenschaften in Anerkennung ihrer 
Arbeiten auf diesem Gebiet.1

Ein qualitativ gutes und gerechtes Gesundheits-
system kann ebenfalls nur als Gemeingut geschaf-
fen und erhalten werden. Es stellt auch eine der Säu-
len der sozialen Rechte in der Europäischen Union 
dar.2 Diese leiten sich aus dem Vertrag von Lissabon 
her, welcher für sogenannte „Services of Special 
interest“ die Möglichkeit vorsieht, dass zur Sicher-
stellung dieser Bereiche der Daseinsvorsorge die 
sogenannten „wirtschaftlichen Freiheiten“ einge-
schränkt werden. Die EU gründet historisch auf der 
Schaffung eines gemeinsamen Wirtschaftsraumes 
und der Umsetzung marktwirtschaftlicher Freihei-
ten und Prinzipien. Es wurde aber erkannt, dass 
diese nicht ausreichen, um wichtige Bereiche des 
menschlichen Lebens zu regeln. Daher war neben 
der Beschränkung der Zuständigkeit der  EU – Ge-
sundheit bleibt ja eine Zuständigkeit der einzelnen 
Mitgliedsstaaten – auch ein Instrumentarium erfor-
derlich, mit welchem die Staaten ihre Aufgaben im 
eigenen Zuständigkeitsbereich umsetzen können. 

Die Erbringung von Leistungen im Gesund-
heitssystem kann dabei als Service of General In-
terest (SGI) und dabei teilweise als Service of Gene-
ral Economic Interest  (SGEI), aber auch als Social 
Service of General Interest  (SSGI) in Erscheinung 
treten. Eine Darstellung aus der Studie zu Sozialen- 
und Gesundheitsdiensten zeigt einen Überblick 
(siehe Abb. 1).3 Erkennbar ist hier die Zuordnung 
von Gesundheitsleistungen sowohl zu den  SGEIs 
als auch zu den SSGI.

Damit wird der Charakter als Gemeingut doku-
mentiert und damit auch die Notwendigkeit Rege-
lungen vorzusehen, welche auch individuelle Frei-
heiten einschränken können. Diese Ermächtigung 
kann wiederum von Betroffenen als nicht der Ver-
hältnismäßigkeit entsprechend erlebt werden. Au-
ßer Streit sollte dabei jedoch stehen, dass zur Erfül-
lung der Zielsetzung des 16. Prinzips der Säulen der 

sozialen Rechte die Organisation und Sicherstel-
lung eines funktionierenden Gesundheitssystems 
eine „public service obligation“  –  (PSO) darstellt. 
Diese Prinzip 16 lautet: „16. Health care – Everyone 
has the right to timely access to affordable, preven-
tive and curative health care of good quality.“

4. Qualifikation einer „Mehrklassenmedizin“

Nach diesen grundsätzlichen Überlegungen zu 
den leitenden Prinzipien in einem Gesundheitssy-
stem gilt es, die Frage einer „Mehrklassenmedizin“ 
zu untersuchen. Die Bezeichnung vermittelt eine 
Abstufung in der Versorgung. Nach allgemeiner 
Lebenserfahrung wird in der „1.  Klasse“ die „be-
ste“ Versorgung, sei es in Bezug auf Qualität oder 
Menge, zu erlangen sein. In nachrangigen Klassen 
wird die Menge oder die Qualität entsprechend 
„geringer“ ausfallen. 

Welche Aspekte für die Beurteilung der Qua-
lität eines Gesundheitssystems aus Sicht der Pati-
enten wesentlich sind, wurde vom Institute of Me-
dicine folgendermaßen dargestellt: siehe Abb. 2.

Eigentlich verlangt diese Ausgestaltung eine 
transparente Zuordnung von Leistungen oder 
Leistungsaspekten entweder zu der Sphäre der 
„Economic Social and Healthcare Services“ oder 
zu den „Non-Economic Social and Healthcare 
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Abb. 2: Six Domains of Quality.



199Imago Hominis · Band 27 · Heft 3

G. Endel: Gesundheitssystem und (Mehr-) Klassenmedizin: System oder Missbrauch?

Services“. Dabei darf diese Zuordnung nicht erst 
im Nachhinein erfolgen, sondern muss bereits 
zum Zeitpunkt der Entscheidung über eine Inan-
spruchnahme seitens des Konsumenten bzw. des 
Patienten erfolgt sein. Als Beispiel für eine sol-
che durchaus korrekte Regelung kann der § 16 des 
Kranken- und Kuranstalten Gesetzes angesehen 
werden. Dort wird in Abs. 1 lit. d festgehalten, dass 
eine Aufnahme in die Sonderklasse keinen Unter-
schied in der ärztlichen Behandlung oder Pflege 
bewirken darf. In Abs. 2 wird der Unterschied auf 
die höheren Ansprüche bezüglich Verpflegung und 
Unterbringung eingegrenzt.

In §  5a Abs.  2 dieses Gesetzes wird unter dem 
Begriff der Patientenrechte unter anderem auf 
ein transparentes Wartelistenregime eine Kenn-
zeichnung von Sonderklassepatienten gefordert, 
damit eine unterschiedliche Beurteilung der 
Dringlichkeit von Eingriffen allein aufgrund des 
ökonomischen Anreizes durch die Aufnahme auf 
die Sonderklasse hintangehalten werden kann. 

Für Behandlungen im niedergelassenen Be-
reich wird für Vertragsärzte in den Gesamtverträ-
gen eine Gleichbehandlung zwischen „Kassenpati-
enten“ und „Privatpatienten“ gefordert. In einem 
Beispiel eines Gesamtvertrages4 wird eine Tren-
nung der Wartezimmer und Ordinationszeiten so-
wie eine Bevorzugung von Privatpatienten im §11 
Abs. 1 als unzulässig erklärt.

Diese Beispiele zeigen, dass im österreichi-
schen Gesundheitssystem einer gleichartigen Be-
handlung vor einer Differenzierung in „Klassen“ 
zumindest auf gesetzlicher oder öffentlich-recht-
lich geregelter Ebene der Vorzug gegeben wird. 
Dies bedeutet nicht, dass im Alltag und in der 
Erfahrung vieler Bürger dies anders wahrgenom-
men wird und „Zusatzversicherung“ oder „Zuzah-
lungen“ als Mittel zur Erreichung einer „besseren“ 
Behandlung oder der Sicherstellung des „besseren“ 
Behandlers eingesetzt werden. Diese Situationen 
und Erlebnisse können zu Recht als „Missbrauch“ 
des Systems oder der Stellung von Einzelpersonen 
in diesem System gesehen werden.

5. „Missbrauch“ des Gesundheitssystems

Der zuvor beschriebene Missbrauch hat Ge-
meinsamkeiten mit dem Begriff „Korruption“. Um 
dies zu zeigen, wird eine Definition von Korruption 
von Transparency International zitiert:5

„Der Begriff Korruption stammt vom latei-
nischen Wort ‚corrumpere‘ und bedeutet ver-
derben, vernichten oder auch bestechen. Trans-
parency International definiert Korruption als 
Missbrauch von anvertrauter Macht zum privaten 
Nutzen oder Vorteil. Man spricht bei Korruption oft 
von einem unsichtbaren oder auch vermeintlich op- 
ferlosen Phänomen, denn es gibt auf den ersten Blick nur 
Täter: Bestecher und Bestochene. An einer Aufdeckung 
haben beide begreiflicherweise kein Interesse und setzen 
alles daran, ihr Tun zu verschleiern. Geschädigt wird da-
bei keine einzelne Person oder Personengruppe, sondern 
die Gesellschaft in ihrer Gesamtheit.“

In einem Gemeingut ist Einzelpersonen im-
mer auch „Macht“ anvertraut. Versicherten steht 
die Entscheidung frei, ob und wann sie das Ge-
sundheitssystem in Anspruch nehmen wollen. 
In Österreich steht es ihnen auch frei, das „Wo“ 
zu entscheiden, – gemeint ist auf welcher Versor-
gungsebene sie Leistungen nachfragen. Zusätzlich 
ist auch noch das „Wie“ den Einzelpersonen über-
lassen. Durch den Abschluss einer Zusatzversiche-
rung, die Inanspruchnahme außerhalb des Kreises 
der Vertragspartner wie z.  B. Ärztekammer, Apo-
thekerkammer usw. oder auch durch explizite Er-
klärung „Privatpatient“ zu sein, kann jede Person 
diese Art der Inanspruchnahme mitbestimmen. 
All diese Entscheidungen können sie zu Beteiligten 
in einem Vorgang der Korruption machen.

Leistungsanbieter und Institutionen können 
ebenfalls die mit der anvertrauten Rolle als Reprä-
sentanten des Gesundheitssystems verbundene 
Macht einsetzen, um den privaten Nutzen zu op-
timieren. In einem marktwirtschaftlichen System 
wäre das sogar ihre Verpflichtung! Im vorgestell-
ten Ordnungsrahmen werden jedoch, wie zuvor 
dargestellt, die zulässigen Möglichkeiten stark 
eingeschränkt.
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Wie zuvor dargestellt, ist eine individuelle 
Optimierung in einem sozialen Gemeingut in der 
Lage, die zur Erhaltung notwendige Solidarität 
zu untergraben und ein Gemeingut auch zu zer-
stören.6 Wenn kein Vertrauen in eine gute Qua-
lität – insbesondere in den Ausprägungen der 
Angemessenheit, der (gleichen und gerechten) 
Zugänglichkeit und der Sicherheit sowie der zu 
erwartenden Wirksamkeit – mehr besteht, ohne 
dass „Zuzahlungen“ geleistet werden müssen, so 
wird zu Recht in Frage gestellt werden, wodurch 
Eingriffe in individuelle Freiheiten noch als ver-
hältnismäßig betrachtet werden können.

Diese Beschränkungen im Bereich der Erwerbs-
freiheit, so zum Beispiel im Sinne der Niederlas-
sung (Stellenplan, Österreichischer Strukturplan 
Gesundheit – ÖSG, Bedarfsprüfungsverfahren, Ge-
samtvertrag etc.), werden als für die Ausgestaltung 
eines Gesundheitssystems als PSO – public service 
obligation – aber als notwendig angesehen. In glei-
cher Weise wird die Art und der Umfang der Be-
rufsausübung sowohl im niedergelassenen Bereich 
als auch für Krankenanstalten in weiten Bereichen 
normativ geregelt, beispielsweise wie und was zu 
dokumentieren und wie diese Informationen aus-
getauscht werden müssen. Ebenso wären in einem 
marktwirtschaftlich organisierten System keine 
Regelungen einer Marktzulassung für Medizin-
produkte oder Pharmazeutika erforderlich, da die 
Auswahl durch Wettbewerb und „die unsichtbare 
Hand des Marktes“ zu laufenden Verbesserungen 
führen muss.

Individueller Missbrauch

Aufgrund der gemeinsamen Interessenslage 
von „Bestecher“ und „Bestochenem“ liegen über 
diesen Bereich keine fundierten Informationen vor. 
In persönlichen Gesprächen werden von Einzelper-
sonen solche Vorkommnisse berichtet. Belastbare 
Tatsachen und Beweise lassen sich daraus aller-
dings in der Regel nicht ableiten. Einige „Erzäh-
lungen“ sollen berichtet werden, wenngleich der 
Wahrheitsgehalt nicht beweisbar ist.

•• Einer Patientin wurde empfohlen, wegen der 
Indikationsstellung und Terminvereinbarung 
für eine Revisionsoperation nach einem Unfall 
die (Privat-) Ordination eines Operateurs auf-
zusuchen. Dieser stellt eine Notwendigkeit der 
Revision fest und bietet einen raschen Termin 
an. Auf die Frage nach der Zusatzversicherung 
– es liegt keine vor – vereinbart er keinen Ter-
min und verweist auf eine lange Wartezeit. Das 
Ordinationshonorar ist beträchtlich.

•• Ein Patient benötigt über einen längeren Zeit-
raum eine Nachkontrolle und einen regelmä-
ßigen Verbandswechsel. In der Ambulanz des 
Krankenhauses, das ihn versorgt hat, wird 
ihm mitgeteilt, dass die Ambulanz überlastet 
sei, er aber bei dem Behandler in der Privator-
dination betreut werden könne. 

•• Im Verlauf einer schwierigen Behandlung 
werden „ganzheitliche“ Zusatzbehand-
lungen, welche nur privat erhältlich sind (da 
ihre Wirksamkeit nicht belegt ist), angeboten 
und die „individuellen Teemischungen“ auch 
in der Ordination verkauft.

•• Ein Patient erhält eine Zuweisung zu einem 
bildgebenden Verfahren. Bei der Terminverein-
barung wird er auf eine Wartezeit hingewiesen. 
Auf seine Nachfrage wegen einer Beschleuni-
gung wird ihm eine sofortige Durchführung 
gegen private Bezahlung angeboten und am 
selben Tag mit Befundung abgeschlossen.

In den erzählten Beispielen entsteht der „Scha-
den“ vor allem dadurch, dass das Vertrauen in die 
Qualität und Gerechtigkeit des Gemeingutes Ge-
sundheitssystem untergraben wird. Die spezielle 
Situation des Vertrauens in der therapeutischen 
Beziehung bedingt die Glaubwürdigkeit von Infor-
mationen. Dieses Setting wird dabei zur Erzielung 
eines persönlichen Nutzens eingesetzt. 

Institutioneller Missbrauch

Im Unterschied zu den vorhergehenden Be-
richten handeln im Bereich eines institutionellen 
Missbrauchs nicht Einzelpersonen zur Erzielung 
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eines privaten Nutzens oder Vorteils. Es ist daher 
keinesfalls der Begriff der Korruption zutreffend. 
Die zugrundeliegenden Mechanismen sind dabei 
in der Verteilung der Kosten für basal nötige Infra-
struktur wie etwa die Grundlagenforschung oder 
auch Vorhalteleistungen einer Notfallversorgung 
oder ausreichender intensivmedizinischer Kapazi-
täten zu suchen. 

Mit diesen zumindest in Europa überwiegend 
öffentlich finanzierten Voraussetzungen werden in 
der Folge dadurch ermöglichte Innovationen wie 
Medizinprodukte oder neue pharmazeutische Sub-
stanzen und Verfahren, aber auch (Wahl-)Leistun-
gen des Gesundheitswesens zur Erzielung privater 
Gewinne vermarktet. Bei Wahlleistungen ergibt 
sich der Gewinn dadurch, dass nicht alle für die Be-
herrschung der möglichen Risiken erforderlichen 
Strukturen, die in der Regel nicht voll ausgelastet 
werden, selbst vorgehalten werden.

Vergleichbar argumentiert die Preisbildung 
von Medikamenten nach dem System des „Value 
based Pricing“ den theoretischen rechnerischen 
Wert zur Gänze der Intervention zu. Die Verfügbar-
keit eines hoch entwickelten Gesundheitssystems, 
welches für den Einsatz solcher neuer Substanzen 
meist erforderlich ist sowie ein funktionierendes 
Wirtschafts- und Gesellschafts-System zur Reali-
sierung des Wertes von gewonnener Lebenszeit, 
wird nicht angerechnet.

Damit werden solidarisch geschaffene Vorteile 
zur Gewinnmaximierung privatisiert. 

Neben diesen systemischen Spannungsfeldern 
zwischen marktwirtschaftlich orientierten Wirt-
schaftsbereichen und gemeinwirtschaftlich ge-
schaffenen „Social Services of General Interest“ 
stellt die gesetzliche Regelung der Sonderklasse 
in Österreichs Spitälern ebenfalls eine Problem-
zone dar, da eine „Public Service Obligation“ als 
Basis für privates Optimieren von Vorteilen ver-
wendet wird. Die entstehenden Spannungen durch 
widersprechende Intentionen und Regelungen 
sind der Glaubwürdigkeit einer bedarfsgerechten 
Leistungserbringung jedenfalls abträglich. Diese 

Widersprüche müssen in den Personen, welche 
einerseits die Rolle des freiberuflichen Unterneh-
mers und andererseits die Aufgaben des Dienst-
nehmers, der seinen Betrieb bei der Erreichung der 
zugewiesenen öffentlichen Versorgungsaufträge 
unterstützt, aufgelöst werden.

6. Diskussion

In der öffentlichen Diskussion werden dem 
Gesundheitssystem häufig Eigenschaften eines 
marktwirtschaftlichen Systems zugeordnet. Dort 
verwendete Mittel werden häufig nur als Aufwand, 
als finanzielle Belastung der Volkswirtschaft und 
als nach dem Grundsatz „weniger Staat – mehr pri-
vat“ grundsätzlich zu reduzieren – jedenfalls aber 
zu minimieren – dargestellt. Vereinfacht ist dies 
die Sichtweise einer liberalen Marktwirtschaft.

In der  EU gehört ein qualitativ hochwertiges 
Gesundheitssystem allerdings zu den 20  Grund-
sätzen der Säulen sozialer Rechte. Weite Bereiche 
sind daher als „Social Services of General Interest“ 
zu qualifizieren. Teilbereiche stellen auch „Service 
of General Economic Interest“ dar. Durch die An-
wendbarkeit unterschiedlicher Regelungen und Zu-
ständigkeiten für die Ausgestaltung entsteht eine 
Komplexität, welche für die handelnden Personen 
– sowohl als Konsumenten bzw. Patienten als auch 
als Leistungsanbieter – oft nicht durchschaubar ist. 

Die Regelungen einer Mehrklassenmedizin stel-
len aus der Sichtweise einer „Public Service Obliga-
tion“ jedenfalls einen Missbrauch dar. Wird bereits 
im Regelbereich festgelegt, dass durch den Einsatz 
zusätzlicher Geldmittel eine Ungleich-Behandlung 
institutionalisiert wird, stellt es die Einschrän-
kungen der persönlichen Freiheiten, die zur soli-
darischen Sicherstellung des öffentlichen Dienstes 
erforderlich sind, bezüglich ihrer Rechtfertigung in 
Frage. Eine logische Fortsetzung dieses Gedankens 
erfordert ein Abgehen vom Prinzip der Pflichtver-
sicherung und eine Beitragsfestsetzung nicht auf-
grund des Einkommens, sondern bestimmt durch 
das zu versichernde Risiko oder das gewählte Niveau 
des Versicherungsschutzes (z. B. Höhe eines Selbst-
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behaltes, Leistungsobergrenzen in bestimmten 
Leistungsbereichen). Damit müsste das Gesund-
heitssystem vollständig als „Service of General Eco-
nomic Interest“ organisiert werden.

Zu bedenken ist auch, dass marktwirtschaft-
liche Mechanismen durchaus auch ihre Vorteile 
haben, die für die Weiterentwicklung der Medizin, 
aber auch des Gesundheitssystems dringend benö-
tigt werden. Sie dürfen daher nicht vollständig ver-
worfen, sondern müssen in einer Form integriert 
werden, welche erkennbar die Erhaltung und Ent-
wicklung des sozialen Gemeingutes Gesundheits-
wesen unterstützt. 

Die Erhaltung des Gemeingut-Charakters mit 
einer Beteiligung und Unterstützung der betrof-
fenen Personen muss aber sichergestellt und geför-
dert werden. Derzeit werden Regelungen, welche 
individuelle Gestaltungsfreiheiten beschränken, 
zunehmend schlechter akzeptiert – wie die Diskus-
sion über Maßnahmen des „Social Distancing“ in 
der laufenden Pandemie erkennen lassen.
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